
Wien. Elisabeth Wolkenstein sieht
das Transparent an ihrem Garten-
zaun an, als wäre es nicht von ihr.
Der Regen hat den Graffiti-Schrift-
zug auf der blauen Gewebe-Plane
mittlerweile ausgewaschen. „Weg
mit der Gelben Linie“ – die Bot-
schaft der blassen Buchstaben ist
noch erkennbar. Die Dame mit
der violett-braunen Hornbrille
wandert die Stufen ihres Gartens
hoch.

„Das war schon ein eigenarti-
ges Gefühl, das zu basteln. Ich
hatte noch nie zuvor in meinem
Leben eine Spraydose in der
Hand“, sagt Wolkenstein, als sie
auf der Terrasse angekommen ist.
Sie blickt Richtung Westen über
die Dächer der Stadt. Hier am Ab-
hang des Satzbergs in Penzing ge-
nießt sie ihre Pension. Nur wie
lange noch? Vielleicht ziehen sie
und ihr Mann bald weg. Die Ge-
gend sei nicht mehr richtig für
den späten Lebensabend. Denn
zwei gelbe Linien an den Fahr-
bahnrändern verbieten das Hal-
ten und Parken vor dem Haus.

Vor zwei Jahren markierte die
MA 46 nach einer neuen Verord-
nung die gesamte Ulmenstraße
mit gelben Linien. Elisabeth Wol-
kenstein war stets politisch inter-
essiert, aber engagiert hat sie sich
nie. Und Aktionismus liegt ihr
fern, doch nun war es so weit. Mit
67 Jahren ging sie zum ersten

Mal auf die Straße. Im Juni grün-
dete Elisabeth Wolkenstein mit
anderen Anrainern eine Bürgerin-
itiative. Im Juli marschierten 100
Bewohner bei einer Demonstrati-
on in der Straße auf. Auch an den

anderen Zäunen in der Straße
hängen Transparente. „Gelbe Li-
nie? Nein danke!“, „Schluss mit
der Schikane“. Verboten war das
Parken und Halten in der Ulmen-
straße schon immer, aber es wur-

de ohne die gelben Linien nie ge-
ahndet. Zurzeit parken alle Be-
wohner ohne Garage in den ver-
zweigten Seitenstraßen. Auch
dort ist Parken und Halten eigent-
lich nicht erlaubt – aber es gibt
keine Verbotsmarkierung. Elisa-
beth Wolkenstein und ihr Mann
müssen bis zu ihrem Auto 30 Me-
ter ums Eck gehen. Solange die
Seitenstraßen nicht auch gelb
markiert werden, hält sich der
Schaden eigentlich stark in Gren-
zen. „Es geht uns vor allem ums
Prinzip“, gibt Elisabeth Wolken-
stein nach vielen verärgerten Be-
weisführungen zu.

Sie fühlen
sich übergangen

Das „Drüberfahren“ der rot-grü-
nen Regierung ist es, was die
Nachbarschaft in der Ulmenstra-
ße so wütend macht. Damit ste-
hen sie nicht allein da. Um die
100 Bürgerinitiativen dürfte es in
Wien geben. Die Bezeichnung
„Bürgerinitiative“ ist an keine Or-
ganisationsform gebunden. Es
sind oftmals lose Gruppen von

Leuten, die sich gegen eine Ent-
scheidung der Politik zusammen-
schließen. Und daher gibt es kei-
ne offizielle Zählung. Die meisten
Initiativen kämpfen gegen den
Bau von Hochhäusern, den Abriss
historischer Gebäude und Tiefga-
ragen unter Parks. Alle eint das
Gefühl, dass die Stadtregierung
bei diesen Bauprojekten den Bür-
gerwillen übergeht. Bürgerinitia-
tiven kämpfen gegen politische
Willkür.

Stuttgart 21 als
Vorbild für die Wiener

Hauptsächlich sind es ältere, kon-
servative und wohlhabende Leute,
die sich in Bürgerinitiativen enga-
gieren. Vor der Gemeinderats-
wahl mobilisieren sie wieder ihre
eigenen Aktionen. Die Bürgerini-
tiative in der Ulmenstraße hat
sich sogar anlässlich der Wahl ge-
gründet. „Wir dachten uns, wenn
wir etwas unternehmen, dann
müssen wir das vor der Wahl tun,
weil man da am ehesten etwas be-
wirken kann“, erklärt Elisabeth
Wolkenstein. Und am 24. Septem-
ber veranstalten einige Wiener
Bürgerinitiativen eine große De-
monstration am Ring. Die Wut-
bürger feiern ihr Comeback.

Vor fünf Jahren definierte die
deutschsprachige Medienwelt ei-

ne neue politische Bewegung.
Tausende Stuttgarter Bürger pro-
testierten hartnäckig gegen ein
Umbauprojekt (Stuttgart 21) des
Stuttgarter Bahnhofs. Es war vor-
rangig traditionelle Bildungsbür-
ger, die empört den Schlossgarten
besetzten und mit Wasserwer-
fern, Schlagstöcken und Pfeffer-
spray von der Polizei vertrieben
wurden. Auch in Wien gab und
gibt es vergleichbare Proteste.
Schon 2007 besetzten bürgerliche
Aktivisten den Augartenspitz.
„Wir haben ein Jahr vor Stuttgart
21 sogar ein Buch rausgebracht,
in dem alle Wiener Bürgerinitiati-

„Wir sind die Guten“
Sie kämpfen für Denkmalschutz, Garagen unter Parks und Bauprojekte auf Grünflächen. Vor der Gemeinderatswahl

am 11. Oktober sind Wiens Bürgerinitiativen lauter denn je. Am Donnerstag geben sie auf dem Ring einen Vorgeschmack.

Von Arian Engel

Manchmal scheinen es nur Kleinigkeiten zu sein, die den einfachen Bürger erzürnen, wie in der Ulmen-
straße im 14. Bezirk ein paar gelbe Linien vor den Häusern. Foto: Verein Kordonsiedlung

Knapp

100
Bürgerinitiativen werden in

Wien derzeit gezählt
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„Als Bürgermeister
würde ich 1500 Sicher-
heitswachbeamte für
Wien ausbilden lassen“*

Heinz-Christian Strache, Spitzenkandidat der FPÖ

im TV Radl Interview der Wiener Zeitung.

wienerzeitung.at/wien

Erleben Sie das etwas andere Interview-

format zur Wien Wahl. Denn die Wiener

Zeitung befragt die Spitzenkandidaten aller

Fraktionen im ersten muskelbetriebenen

TV Studio der Welt. Zu sehen als etwa zwei-

minütiger Stream auf wienerzeitung.at/wien

oder als ungekürztes Interview am Samstag,

26. September in Ihrer Wiener Zeitung.

* Zitat Heinz-Christian Strache DAS GANZE

INTERVIEW

AM 26.9.

Fahrer ließ Kind liegen. Laut ei-
ner Zeugin fuhr am 22. Septem-
ber um 19.10 Uhr ein bislang un-
bekannter Lenker in einem rot la-
ckierten Pkw die Wassermann-
gasse Richtung Seyringer Straße
und übersetzte die Kreuzung mit
der Adolf Loos Gasse in gerader
Richtung. Als ein siebenjähriger
Inlineskater die Wassermanngas-
se in Floridsdorf auf dem Schutz-
weg überqueren wollte, wurde
das Kind vom Pkw des Mannes
erfasst und zu Boden gestoßen.
Der Lenker hielt kurz an, setzte
jedoch seine Fahrt, ohne sich um
den Verletzten zu kümmern, fort.
Das Kind wurde mit der Rettung
ins Spital gebracht. Mittlerweile
konnte der Bub entlassen werden.

Tag der Wiener Polizei. Am kom-
menden Samstag öffnet die LPD
Wien wieder zwischen 9.30 und
18 Uhr die Tore der Rossauer Ka-

serne zum alljährlichen „Tag der
Wiener Polizei“. Polizeiinteres-
sierte Kinder und Erwachsene
sind herzlich eingeladen, einen
Blick hinter die Kulissen zu wer-
fen und im Gespräch mit unter-
schiedlichen Einsatzkräften etwas
über den Polizeiberuf zu erfahren.

Duo rächte sich. Zwei Männer
haben einen 57-jährigen Mann in
dessen Wohnung in der Leopold-
stadt niedergeschlagen und 600
Euro entwendet. Die Tat stand im
Zusammenhang mit dem Kauf
zweier Mobiltelefone, die die bei-
den zuvor von einer Frau erwor-
ben hatten. Die Männer stellten
nach dem Kauf fest, dass ihre
Handys offenbar Fälschungen wa-
ren. Als sie von der Verkäuferin
der Geräte das Geld zurückforder-
ten, gab diese an, dass dieses bei
dem 57-Jährigen sei. Die Echtheit
der Handys wird nun überprüft.

KURZ NOTIERT

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer fhwjour09 - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.

Gerhard Hadinger
Rechteck

Gerhard Hadinger
Rechteck



Wien. Die Stadt soll bis 2020 an
die 2000 neue Gemeindebauwoh-
nungen bekommen, erklärten
Bürgermeister Michael Häupl und
Wohnbaustadtrat Michael Ludwig
am Mittwoch. Dieser „erschwing-
liche Wohnraum“ soll mit einer
Bruttomiete von 7,50 Euro pro
Quadratmeter gedeckelt werden.
Ein Eigenmittelbeitrag, wie er im
klassisch geförderten Wohnbau
von den Mietern verlangt wird,
fällt weg – die „Wiener Zeitung“
hat berichtet. Für eine 60 Quad-
ratmeter große Wohnung bei-
spielsweise müsste man monat-
lich 450 Euro warm hinlegen. Das
Projekt befindet sich mit einer
Anlage in Favoriten bereits in der
Pilotphase und soll um zwei Ge-
meindebauten erweitert werden.

Wohnen statt forschen
im IHS-Gebäude

Einer davon ist im 6. Bezirk in der
Stumpergasse geplant. Das Büro-
gebäude nahe der Mariahilfer
Straße beherbergte bis vor kur-

zem noch das Institut für Höhere
Studien (IHS). Statt Wirtschafts-
prognosen sollen dort neue Ge-
meindewohnungen entstehen. Die
Grünen in Mariahilf hätten an
diesem Standort lieber eine neue
Ganztagsvolksschule gesehen.

Das IHS hat bereits seinen neu-
en Standort im Palais Strozzi in
der Josefstädter Straße bezogen.
Das Gebäude in der Stumpergasse
ist jedoch massiv sanierungsbe-
dürftig und in seiner jetzigen
Form nicht für die Wohnraumnut-
zung geeignet. Teure Umbaumaß-
nahmen seien laut Michael Lud-
wig wirtschaftlich nicht vertret-
bar.

Außerdem handle es sich bei
dem Bürokomplex aus den 1980er
Jahren um „kein rasend architek-
tonisch interessantes Gebäude“,
das nicht unter Denkmalschutz
steht. Daher wird der Bau abgeris-
sen und komplett neu errichtet.
Neben rund 60 Gemeindewoh-
nungen soll so Platz für eine Seni-
oren-WG und einen Kindergarten
geschaffen werden. Falls das Pro-
jekt wie geplant 2017 gestartet

werden sollte, kann der Neubau
bereits 2019 fertig sein.

Ein in etwa dreimal so großer
Bau wird in der Leopoldstadt in
Angriff genommen. Am Handels-
kai 214, wo bereits ein großer Ge-
meindebau steht, soll das Gara-
genareal durch eine Tiefgarage er-
setzt werden. Die so frei werden-
de Fläche bietet Platz für neuen
Wohnraum. Die geplanten Maß-
nahmen sind auch für die Mieter
interessant, da ihnen so die Kos-
ten einer möglichen Sanierung
des Gemeindebaus erspart blei-
ben können. Es sind neben 600
Tiefgaragenplätzen auch 200
Wohnungen geplant. Diese sollen
vorwiegend ein bis drei Zimmer
groß sein.

„Grünes Licht“ von
Stadtplanung erforderlich

Zusätzlich soll darauf geachtet
werden, dass den Mietern vom
Handelskai 214 nicht die Sicht
auf die Donau genommen wird.
So sollen nur dort neue Wohnun-
gen gebaut werden, wo in der be-
stehenden Anlage fensterlose

Stiegenhäuser sind. Spätestens
2018 will man mit den Arbeiten
beginnen, vor 2017 rücken die
Bagger aber nicht an.

Die Verfahren für beide Projek-
te sind bereits eingeleitet. Da je-
weils neue Flächenwidmungen nö-
tig sind, ist die Zustimmung des
Stadtplanungsressorts notwendig.
Dieses untersteht momentan der

grünen Vizebürgermeisterin Ma-
ria Vassilakou. Bezogen auf den
Status quo rechnet Ludwig aber
mit „voller Unterstützung“, da
auch die Grünen neue Gemeinde-
wohnungen fordern. Endgültige
Gewissheit kann aber erst nach
den Wahlen und einer eventuel-
len Neuverteilung der Ressorts
herrschen, heißt es. ■

Von Alexander Maurer

Am ehemaligen IHS-Standort im 6. Bezirk und am Handelskai sollen zwei neue Gemeindebauanlagen entstehen.

Neue Gemeindebauten in Mariahilf und Leopoldstadt
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ven aufgelistet und erklärt wer-
den“, erzählt Herta Wessely stolz.
Sie ist die Grande Dame der Wie-
ner Bürgerinitiativen. Die 75-Jäh-
rige steht in braunem Langarm-
kleid in einem kleinen Park in
Margareten. Sie erzählt vom
„Zorn“, den sie bekommt, wenn
sie an Michael Häupls „populisti-
sche“ Volksbefragung vor fünf
Jahren denkt und von den weni-
gen vorhandenen Bürgerbeteili-
gungsangeboten. Und der partei-
politischen Bedeutungslosigkeit
von Petitionen, die sie „besonders
aufregt“.

Und die Stadt
gab nach

Hinter Herta Wessely steht das
denkmalgeschützte Palais, in dem
sie wohnt. Hier erwachte vor 25
Jahren ihr politischer Geist. Ein
Abschnitt des Parks sollte teilwei-
se zugebaut werden. Im Gegen-
satz zu früher hatte Wessely ge-
nügend Zeit, um sich zu engagie-
ren. Ihre vier Kinder waren gera-
de alle von zu Hause ausgezogen.
Sie setzte sich mit einem Stuhl
vor das Eingangstor und sammel-
te zwei Monate lang Unterschrif-
ten. Mit Erfolg, die Stadt gab
nach. Herta Wessely stellte fest,
dass man als einfacher Bürger
mit Mut und Hartnäckigkeit et-
was durchsetzen kann. Deshalb
machte sie weiter. „Bürger wissen
es manchmal einfach besser“,
sagt sie. Anfang 2004 gründete
Herta Wessely mit anderen Anrai-
nern im 5. Bezirk die Bürgeriniti-
ative „Bacherpark ohne Tiefgara-
ge“. Die bunt zusammengewürfel-
te Gruppe wollte verhindern, dass
die Stadt unter dem betonierten
Park im dichtest besiedelten Wie-
ner Bezirk eine Tiefgarage baut.
„Der Bezirksvorsteher pflanzte
sich vor mir auf und sagte: Wir le-
ben in einer repräsentativen De-
mokratie. Schluss. Aus. Basta“, er-
zählt Herta Wessely. Gemeinsam
mit linken Studenten und traditio-
nalistischen Pensionisten stellte
sie im Winter 2006 Zelte im Park
auf und campierte dort. Und wie-
der gab die Stadt nach.

2008 gründete Herta Wessely
die Aktion21. Auf der Online-
Plattform können sich Bürgerini-
tiativen vernetzen und einander
unterstützen. „Im Gegensatz zu
uns haben Bürgerinitiativen heu-

te Vorbilder. Sie treten selbstbe-
wusster auf“, erklärt Herta Wes-
sely. Für Interessierte ist die erste
Anlaufstelle Herta Wesselys
Wohnzimmer. Am Tisch neben ih-
rer Bücherwand, vor Werken, die
sich mit dem römischen Welt-
reich und Fürst Metternichs Rolle
am Wiener Kongress beschäfti-
gen, erklärt sie den Frischlingen,
„was zu tun ist“. Sie bespricht mit
den Aktivisten die ersten Schritte.
„Flyer austeilen, ein erstes Tref-
fen einberufen, Rollen verteilen.“
40 aktive Bürgerinitiativen sind
zurzeit Teil der Aktion21. Durch
ihre jahrzehntelange Erfahrung
ist Herta Wesselys Wohnzimmer
mittlerweile zu einem Sammelbe-
cken für Protest-willige Bürger ge-
worden. „Nicht selten sagen die
Grünen: Geht zur Aktion21“, sagt
Herta Wessely. Den umgekehrten
Weg hat sie nie in Erwägung ge-
zogen. Ein Engagement in einer
Partei kommt für sie nicht in Fra-
ge. „Ich habe den Eindruck, dass
man mehr bewegen kann, wenn
man in keiner Partei ist.“

„Wir haben die
vernünftigen Argumente“

Die größte Initiative der Aktion21
ist die „Initiative Steinhof“. „Wir
haben für drei Petitionen insge-
samt über 85.000 Unterschriften
gesammelt“, erzählen Carola Röh-
rich und Gerhard Hadinger. Auch
sie versuchen, vor der Wahl ihre
Initiative „wieder warmlaufen zu
lassen“. Ihr derzeitiges Ziel:
Unesco-Weltkulturerbe-Status für
das gesamte Areal des Otto-Wag-
ner-Spitals. Die Pressesprecherin
und der Obmann der „Initiative
Steinhof“ stehen vor einem verfal-
lenen Pavillon im Osten des Kli-
nik-Geländes in Penzing. Aus
dem Dach des zweistöckigen Zie-
gelhauses wächst Gras, vor dem
Eingangstor steht ein marodes
Baugerüst, die Vorderfassade um-
rahmt ein Bauzaun. Hier steht ei-
nes der größten Leiden von Caro-
la Röhrich und Gerhard Hadinger.
2006 widmeten SPÖ, ÖVP und
FPÖ das bis dahin für öffentliche
Zwecke gewidmete Areal um. Von
da an konnte es bebaut werden.
Der stadtnahe Bauträger Gesiba
will Anfang 2016 im Osten des
heutigen sozial-medizinischen
Zentrums 200 Wohnungen bauen.
Aufgrund des Spitalskonzeptes

der Stadt Wien wird das Otto-
Wagner-Spital bis 2025 geschlos-
sen und die jeweiligen Abteilun-
gen werden sukzessive abgesie-
delt. Die leerstehenden Pavillons
sollen dann für andere Zwecke

genützt werden – wofür genau,
gibt die Stadt zurzeit nicht be-
kannt. „Wir vermuten, dass Pavil-
lon 8 seit Jahren absichtlich zer-
fällt. Man kann den Verkehr zu
den Wohnungen nur vernünftig

hinleiten, indem man ihn durch-
bricht. Er wird so lange verlassen
stehen gelassen, bis der Denkmal-
schutz verfällt“, sagt Gerhard Ha-
dinger.

Gegenüber des Pavillons steht
seit 2013 bereits eine Rehaklinik
des privaten Betreibers Vamed.
Auf dem Föhrenwald davor sollen
die Wohnungen der Gesiba errich-
tet werden. Angrenzend an die
derzeitige Pathologie des Otto-
Wagner-Spitals. Während des NS-
Regimes lagerten dort Gehirne ge-
folterter Kinder. Nationalsozialis-
tische Ärzte führten damals am
Spitalsgelände in einer „Jugend-
fürsorgeanstalt“ perfide Experi-
mente mit geistig und körperlich
behinderten Kindern und Jugend-
lichen durch. Mindestens 789
Kinder und Jugendliche kamen
„Am Spiegelgrund“ ums Leben.
„Und neben einem solchen tragi-
schen Ort sollen bald Leute woh-
nen – als wäre nichts gewesen?“,
fragt Carola Röhrich aufgeregt.
Für sie ist klar: „Wir haben die
vernünftigen Argumente. Wir
sind die Guten.“

Sie und Gerhard Hadinger ken-
nen das Gelände des Otto-Wag-
ner-Spitals wie ihre eigene Wes-
tentasche. Die pensionierte Bank-
Angestellte und der Maschinen-
bautechniker wohnen beide in der
Nähe. Seit Jahren kommen sie
zum Spazieren bzw. Mountainbi-
ken hierher.

Was, wenn
die Wut verblasst?

Es ist meist die persönliche Be-
troffenheit, die Leute dazu be-
wegt, eine Bürgerinitiative zu
gründen, erklärt Herta Wessely.
„Diese Leute brennen. Sie haben
das Gefühl, dass ihr Wohl den
Parteien nicht mehr das Wichtigs-
te ist.“

Doch ist die Initiative vorbei
oder abgeschlossen, stoben in den
meisten nur mehr Funken. Endet
der politische Wille der Wutbür-
ger also hinter dem eigenen Kos-
mos rund um die norwegischen
Designer-Möbeln im Wohnzim-
mer und den Apfeltomaten-Steck-
lingen im Vorgarten-Beet? Bürger-
initiativen Mutter Herta Wessely
macht sich da keine Illusionen:
„Es gibt ganz wenige, deren Enga-
gement nach der Initiative an-
hält.“ ■

Die Grande Dame der Bürgerinitiativen Herta
Wessely (o.) und die Gründer der „Initiative
Steinhof Carola Röhrich und Gerhard Hadinger.
Fotos: Stanislav Jenis, Ines Mahmoud
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